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die lebendige Begegnung, die gemeın- hatte. uch Pesch hatte sıch auf diese auch heute für die iıne w1€e die andere

Seılte ine beträchtliche Heraustorde-S4mıe geistlıche Erfahrung, den theolo- Ansprache berufen, hinter die INa  a in
gischen Dıalog un: die gegenseıtige der katholischen Kırche nıcht mehr runs bedeutet. Es käme also VOTr dem
Korrektur un als Ziel dieses eges zurückgehen dürte, un gleichzeitig un: 1m Jubiläumsjahr darauf d} die
die Herstellung eucharıstischer Ge: die Hoffnung auf eın „versöhnliches Spannung zwıschen der unvermeıdlı-

Wort“ des Papstes ZzUu Jubiläumsjahr chen Diıstanz, die heute wWenn auchmeinschaft,„ gegenseıtige Anerken-
aUus unterschiedlichen Gründen fürNUunNns der Amter un: verpflichtende ZUuU Ausdruck gebracht.

Gemeinschaft 1m Zeugn1s un Dienst. Jedenfalls haben die Überlegungen der Katholiken WwIe Protestanten Lu-
Er verwıes auf dıe Ansprache VO  — Kar- gemeınsamen Akademietagung durch- ther esteht un:! seıiner gegenwärtigen
dinal Wıillebrands aut der Vollver- WCS gezelgt, da{fß unbeschadet der Aktualisierung produktıv utizen

sammlung des lutherischen Weltbun- noch klärenden Probleme 1m ka- Dabeı1 könnten sıch innerprotestantı-
des 9/0 ıIn Evıan, beı der der Vorsıt- tholisch-Ilutherischen Dıalog über den sche, geistesgeschichtliche un Sku-
zende des Einheitssekretarıiats Luther Reformator dessen Theologie eın Po- meniısche Bemühungen durchaus in

tential Einsichten bereıthält, dasals „gemeınsamen Lehrer bezeichnet sinnvoller Weıse erganzen.

Entwicklungen
SCHNIe Vornm Anspruchsdenken?
Zur Staatsverschuldun der Bundeérepublik
Wenige Stunden bevor der Deutsche Bundestag In diesem und dıe Gemeıinden, als übermächtiger Kreditnehmer auf,
Jahr in dıie Sommerfterien 21Ng, eılte überraschend Bun- der bereıt ISt, jeden 1NSs zahlen un: dıes auch ann
deskanzler Helmut Schmidt Ende Junı nochmals VOTLT die Lasten der Wırtschaft gehen, die 1m Zinsrennen auft
SPD-Bundestagsfraktion. Der Kanzler hatte Wiıchtiges der Strecke bleıbt, dıe Investitionsausgaben senkt, ZUr

verkünden, galt doch dıe eıgenen Reihen über dıe Schaffung un VOTLT allem siıcherer Arbeıtsplätze viel-
Parlamentsterien auf eın Sparprogramm einzuschwören, tach nıcht mehr In der Lage 1St.
das als das gyröfßte In dıe Geschichte der Bundesrepublık
eingehen soll; e$ galt VOT allem aber auch, dıe Sparbereıt- Bereıts zweımal in den sıebziger Jahren hatten Bonner Fı-
schaft der Bundesregierung angesichts eınes Rekorddefi- nanzmıiınıster versucht, den Schuldenberg abzutragen
zıtes ın der Bonner Haushaltskasse In der öffentlichen oder doch zumındest den Schuldenzuwachs begren-
Diskussion Beweıs stellen. zen ohne Erfolg Miıtte der sıebziger Jahre wurde der da-

malıge Bundesfinanzmuinister Hans Apel, aum daß sel-
Ne  — Haushalt präsentiert hatte, VO der Energıe- oder

An der magischen Grenze besser DESARL Ölpreiskrise überrollt, fast über Nachrt
mußte der Bund seiıne Kreditaufnahme nach oben schrau-
ben; notwendıge konjunkturstützende Programme t1-Der Kanzler hatte gyute Gründe für seıne eindringlichen

Appelle, Sanz abgesehen davon, daß fast gleichen nanzılıeren können, ohne andere Aufgaben vernach-
Tage die YESAMLE deutsche Staatsverschuldung dıe magı1- lässıgen.
sche Grenze VO  — 500 Miılliarden Mark überschritten Mehr Ertolg erhoffte sıch Bundesfinanzminister Hans
hatte: „Wenn WITr mehr Kredite aufnehmen würden als Matthöter 1m Dezember 1980, als NUu  —_- wenıge Wochen
vernünitig, dann würden Nsere Zinsen noch weıter stel- ach der Bundestagswahl einen tat vorlegte, In dem däs
SCn Dies 1St einer der Gründe, Vorsicht Ausgabenwachstum auf ıne bescheidene Zuwachsrate
Platze 1St be1 den Staatsausgaben, WIr den at- begrenzt un die Schuldenaufnahme, WenNnn auch sehr be-
lıchen Kreditbedarf nıcht mehr steigern dürfen, weıl WIr hutsam, zurückgeführt werden sollte. Gut vier Monate
die Zinsen nıcht steigern dürfen, weıl eın weıterer Zinsan- späater mudfste auch die Segel streichen: Dıie Hoffnun-
stıeg die Investitionstätigkeit un damıt dıe beschäfti- SCH, daß sıch dıe Konjunktur alsbald wıieder belebe, hat-
gungspolıtische Zielsetzung kaputt machen ann  D Dıie ten sıch nıcht erfüllt; alleın dıe Arbeıtsämter brauchten
hohe Kreditaufnahme, VOT wenıgen Onaten noch als drın- über vier Miıllarden Mark mehr, die berechtigten An-
gend notwendıg ZUr Bekämpfung der Arbeıtslosigkeıt SCc- sprüche der Arbeıtslosen erfüllen können. Gelder, dıe
rühmt, droht 1Ns Gegenteıl umzuschlagen. Am Kapıtal- erneut über den Kapıtalmarkt beschafftft werden mußten,
markt trıtt der Staat, nıcht NUr der Bund, auch die Länder wollte INa  —_ nıcht durch weıtere Ausgabenkürzungen dıe
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ohnehin sehr umstrıttenen koniunkturellen Anreıze, die damıt verbundene Bürokratisıerung un: die gefährlich
der tat 81 geben ollte, 1ın rage stellen. hohe Staatsverschuldung muüssen Jjetzt korrigliert werden.

Es 1St eın Trugschlufßs meınen, der Staat könne allesDamlıt hatten sıch aber die Probleme NUr noch vergrößert,
der Zwang ZUT Hayushaltskonsolidierung wurde iın einem un insbesondere, könne alles besser machen. Der

Staat 1St dem Gemeinwohl, also der Sıcherung un derMafe verschärft, daß eın Aufschub nıcht mehr möglıch
scheınt, soll nıcht die Kreditaufnahme ıIn den achtziger Förderung des triedlichen Zusammenlebens der Bürger,

verpflichtet. Diıeser Verpilichtung wırd besten SCJahren utopische Grenzen erreichen. Alleın 980 mu der
Bund insgesamt 70 Miılliarden Mark Schulden machen, recht, wenn die Inıtiatıven, die Anstrengungen un die

persönlıche Verantwortung des Eiınzelnen un der Grup-davon entfallen auf Tilgung un Zinsen VO  S Altschulden
PCN herausfordert und stärkt.“nıcht wenıger als 34 Milliarden Mark, un: davon WIe-

derum die Hälfte alleın auf die Zinsen. Experten haben Dıie Dıiskussion die Staatsverschuldung wırd VO jeher
errechnet, da{f bereıts in wenıgen Jahren die Neuverschul- kontrovers geführt, die ngst VOor einem Staatsbankrott
dung des Bundes NUuUr noch mıt Mühe ausreicht, auch 1St selt den Erfahrungen dieses Jahrhunderts ın der Bun-
ULr die gewaltige aufende Zinslast tinanzıeren kön- desrepublık sıcherlich nıcht geringer geworden, auch
nen wenn das Ende des Zweıten un des Drıitten Deutschen
In dieser Sıtuation melden sıch viele Kritiker der Bundes- Reiches nıcht unbedıingt mıt der Formel „Staatsbankrott”

gleichgesetzt werden ann Um gefährlicher aber 1St Cregıerung Wort, nıcht 1U  — die Opposıtion, sondern
ZU Beıispıiel auch der Sachverständigenrat, die N-

mıt diesem Schlagwort Verunsicherung schaffen; denn
alle Experten sınd sıch darın ein1g: VOoO eınem Staatsbank-

ten Fünf VWeısen, eın Beraterteam, das noch Zeıten der
Großen Koalıtion VO SPD un CDU/CSUÜ ZUr egut- TOLLT kann keıine ede seıin. So ZU Beıispıel Protessor Frıtz

Neumark, Nestor der eutschen Finanzwissenschaft, derachtung der gesamtwirtschaftlichen Lage berufen worden
1STt. Diese Fünf VWeısen, eın Gremıium excellenter Wırt- erst Jüngst erklärte, das zunehmende Gerede VO einem

angeblich bevorstehenden Staatsbankrott sel mehr alsschaftswissenschaftler, legten eın Sondergutachten VOT, in
dem, über den Auftrag des Rates hinweg, konkrete Eın- ıne Übertreibung. „Das Gerede VO  — einem Staatsbank-

FrOLTLt CIMAS jedoch die bestehenden Getahren undsparungsvorschläge Zu Abbau der hohen Staatsver- Schwierigkeiten noch verstärken un: 1mM Grenztall WI1€Eschuldung gemacht werden. ber die tüntf Wiıssenschaft- die Selbsterfüllung eiıner Wırtschaftsprognose wırken.“ler raumten be] dieser Gelegenheıt auch mıt einem gefähr- Tatsächlich o1bt in der Geschichte UTr wenıge Fälle e1-lıchen Krisengerede auf, das geeıgnet erscheıint, die Be-
völkerung verunsichern, nämlıich das Gerede VO  z

nes wirklichen Staatsbankrotts, nämlich immer dann,
wenn sıch eın Staat nıcht mehr In der Lage sah, seiıne auseinem Staatsbankrott oder einer Währungsreform. Von

eıner derartigen Sıtuation 1St die Bundesrepublık sıcher- früheren Schulden entstehenden Verpflichtungen WI1I€e dıe
Zahlung VO Zinsen un: eben die Rückzahlung VO Dar-ıch och weıt entternt. ehn erfüllen. Davon ann In der gegenwärtigen Sıtua-
t1on WI1€e gESART weder tür den Bund noch die Länder
noch die Gemeıinden die ede seıin. Was jedoch zutrifft

wang zu expansiıver Ausgabenpoliti ISt, daß der Staat seıne Leistungen einschränken mu Le1i-
Stungen heißt in diesem Fall JA Beispıiel Transterzahlun-

Dennoch gewinnt in diesen Tagen der Hirtenbrief der SCNH, dıe Rückübermittlung von Steuergeldern die Bür-
deutschen Bischöfe ZUr Bundestagswahl Oktober SCrI, ELIW. In orm des Kındergeldes oder die Wırt-
1980, In dem auf das gefährliche Ansteıgen der Staatsver- schaft 1n OoOrm VO Subventionen.
schuldung hingewiesen wurde, Aktualıtät. Man wırd Zum Verständnis der heutigen Staatsverschuldung I1St S$1-siıcher darüber streıten können, ob sıch die katholischen cher eın Blıck In die Geschichte der Bundesrepublık NOL-Biıschöfe gerade VOTL einer Bundestagswahl einem wendiıg, denn nıcht immer hat sıch der Bund den Kapı-Thema WIE Staatsverschuldung außern sollten. Nıcht talmärkten tinanzıeren mussen Anfang der fünfzigerstreıten ann man über die Aussagen des Hırtenbriefes;
denn die Gefahren einer großen Staatsverschuldung Jahre Zzu Beıispıel ergab sıch eın Deftizıt zwıschen den

Einnahmen des Bundes un den Ausgaben zwıschen 200ZUuU Beıispıel für die Beschäftigung, für die Investitionsbe-
reitschaft der Unternehmen un auch für die Preisent- Miıllıonen un 1,4 Miılliıarden Mark Damals lag der Aus-

gabenrahmen des Bundes zwıschen I2 un 20 Milliardenwicklung 1St inzwiıischen unbestritten. Mark Von 1953 begann dıe eıt der SsSogenannten Ju-
Zum Thema Staatsverschuldung hatten die Bischöfe lıustürme, der Bund konnte eld horten, weıl mehr eın-
wörtlich geschrieben: „Notwendig ISt auch iıne Politik, nahm, als Ausgaben bewältigen TSt VO

die das Gemeinwohl ausufernde Privat-und Grup- 96/ ergab sıch wıeder eın Milliarden-Defizıt. Und der
penıinteressen durchsetzt un zugleıch die Grenzen der mögliıche Einbruch be1 den Staatsfinanzen stellte sıch
Zuständigkeit des Staates achtet. Seıt Jahren stehen WIr In nach der SOg  tecnN Energiepreis-Krıse eın, als ın den
der Bundesrepublık in der Gefahr, über Nsere Verhält- Jahren 97% un 9/4 die Ölpreise, polıtısch bedingt, m1t
NnısSse leben un damıt die Lebenschancen uUunserer Kın- dreistelligen Zuwachsraten ın die Ööhe schnellten un:
der belasten. Dıie Ausweıtung der Staatstätigkeit, die der Bund, eld ZUr konjunkturellen Gegensteuerung
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erhalten, sıch zwischen und 30 Milliarden Mark pro z_wei Zahlen: Der Schuldenberg des Staates 1St ZUFr Jahres-

Jahr verschulden mußte. Automatisch wuchsen die usga- mıtte 981 auf iıne halbe Bıllıon Mark angewachsen. Dıie
ben sprunghaft Dıies gılt nıcht NUTr für die sıcher Steuereinnahmen eınes Zeıtraumes 18 Mo-
strıttene Verteidigung. Dıies gilt ebenso für den gewaltı- würden gerade ausreichen, diese Schulden til-
gCn Komplex „sSozlale Sıcherung” und für die Personal- SCch der anderes gerechnet: Auf jeden Bundesbürger
ausgaben. SO kletterten dıe Ausgaben des Bundes für den entfällt inzwischen iıne Pro-Kopf- Verschuldung VO über
Bereich sozılale Sıcherung einschliefßlich der Kriegsopfer- 8 300 Wenn INa  —_ unterstellt, da{ß ıIn der Bundesre-
VEISOTZUNG VO knapp Miıllıarden Mark 1mM Jahre 9572 publık Miıllıonen abhängige un nıchtabhängiıge Be-
auf nıcht wenıger als 79 Miılliarden Mark 1m Jahre 981 schäftigte g1bt, müßte jeder VO ihnen eiınmal
Be1 den Personalausgaben ergab sıch ıne ähnliche Ent- 20 01010 zahlen, den Staat VO seıner
wicklung. Dıiıe Staatsdiener kosteten den Bund 952 noch Schuldenlast befreien. Nur dafß die Bundesrepublıik 1im

internatiıonalen Vergleich, W as die Pro-Kopt-Verschul-knappe drei Miıllıarden Mark, 981 aber bereıts knappe
Miıllıarden Mark eın Betrag, der übrıgens tast exakt der dung angeht, noch nıcht eiınmal schlecht dasteht; denn die
Netto-Kreditautfnahme dieses Jahres entspricht, also dem Amerıikaner un die Engländer, die Schweizer L[an-

Betrag, den der Bund nach Abzug seiner laufenden Ver- gıeren 1n dieser Skala noch VOT den Deutschen.
pflichtungen tür Zinsen und Tilgung noch zusätzlich auf-
nehmen mufß, seıne Ausgaben finanzıeren können.

Besorgniserregendes strukturelles
Diese zwangsweılse expansıve Ausgabenpolıtik des Bun- Defizıtdes alleın wırd aber sıcherlich nıcht ausreichen können,

das heutige Ausmafß der Staatsverschuldung erklären Dıie eigentliche Problematıik der Staatsverschuldung CI -können, wobeı Staatsverschuldung nıcht miı1t der Ver-
schuldung des Bundes alleın verwechselt werden dart. g1ıbt sıch ohnehin erst mIit Blıck auf die Zukuntftt. Mıiıt stel-

genden Schulden verengt sıch der Handlungsspielraum.uch Länder un Kommunen haben ın den veErgangCNCN Dıie sozıal-lıberale Koalıtion WAar mıiıt dem Zıe] angetreten,Jahren kräftig Kapıtalmarkt intervenılert. Dıie Ursa- einen Retormkurs fahren, spätestens mıiıt denchen für den hohen Kreditbedart des Staates lıegen zu steigenden Schulden mu{fßte der Reformrahmen, sSOWweılteıl ohne 7Zweıtel in der bedrohlichen Energiesituation
begründet, die einerseılts Bürger un Wıirtschaft zwingt, eld kostete, eingeengt werden, ähnliches droht tür die

Zukunft. Der Staat mu{(ß nıcht nNnu  —_ auf Konjunktureinbrü-
ENOTME Summen ZUr Beschaffung dieses notwendıgen che flexibel reagleren können, sondern auch über eıinenRohstoffes auszugeben un andererseits den Staat in die ausreichenden tfinanzıellen Handlungsspielraum verfü-Pflicht nımmt, tinanzıelle Anreıze, ZUr Energieeinsparung gCNH, Nachfifolgelasten konjunkturell schlechter Zeıtenoder für den Eınsatz Technologien, schaften.
ber Wenn INan das Ausma{iß der Staatsverschuldung Jahr mildern helfen. Dıie Stichworte lıegen aut der and

Abbau der Arbeıitslosigkeıt WwIe auch die Finanzıerung derfür Jahr beurteilen möchte, darf INan auch nıcht dıe
schnelle Expansıon der öffentlichen Ausgaben übersehen, dıe Arbeıtslosigkeıt. Nun 1St sıcher verfrüht, dem Staat VOTI-

zuwerfen, mache heute Schulden Lasten der nach-dazu geführt hat, dafß eben der Staat einen immer größe- tolgenden Generatıionen, die diese Schulden zurückzah-
e  . Anteıl Bruttosozialprodukt erlangt hat Eın roß- len mussen. Falsch eshalb, weıl der Staat nıcht zuletztteıl dieser Ausweıtung der Staatsausgaben erfolgte siıcher- mıt diesen Schulden Investitionen ın die Zukunft, also fürıch ZuUugunsten der Bürger. Zur Erinnerung se1l 1U  m eın Er-
gebnıs des Weltwirtschaftsgipfels VO  —_ Onnn 9/%® SC-

die Nachfolgegenerationen betreibt, das beste Beispıiel 1St.
der Energiesektor. Dennoch äfßt sıch die Tatsache nıcht

NAannt, als die wichtigsten bundesdeutschen Partner, dıe wegdiskutieren, da{fß die Schuldenlast VO heute, MOTSCHUSA, Japan, Großbritannien, Frankreıch, Italıen un: Ka- wıeder beglichen werden muß, der Schuldenabbaunada die Bundesregierung „Zwangen”, zu  —_ Belebung der ZWangswelse einsetzen mufß, allzuhohe Belastungen inWeltkonjunktur das Ausgabenvolumen erhöhen. Und der Zukunft vermeiıden.selıt diesem Weltwirtschaftsgipfel gibt eben den at- Unbestritten ISt, dafß auch der Staat WI1E die Unternehmenlıcherseits finanzierten Mutterschaftsurlaub, der der der Wirtschaft Schulden machen dart un auch machenberufstätigen Multter ermöglıcht, über die gesetzlıch md-
rantierten Z7WEe] Monate nach der Geburt hınaus noch wel- können mu Die Experten erschreckt dabe!ı noch nıcht

einmal sehr die Söhe der Schulden, allerdings aber das
tere vier Monate beiım ınd leıben iıne wichtige
zıale Errungenschaft, dıie der Bund allein MI1t Hunderten Tempo, In dem der Schuldenberg wächst. Denn dieses

Tempo droht den Staat ın seıner Gesamtheıit handlungs-
VO Miılliıonen Mark jährlich finanziıeren mu Nur, dafß untfähig machen und damıt den Spielraum tür die NOL-
N 1n diesem Kreislauf der Bund möglıcherweise VOCI- wendıgen staatlıchen Leistungen, auf die der steuerzah-
saäumte, iın konjunkturell Jahren, Wenn also die lende un nıcht 1U  j dieser Bürger eın Anrecht hat, wel-Steuereinnahmen kräftiger flo;sen‚ das Finanzdeftizıit ab-

ter einzuschränken.zubauen. SO mu der Staat 1Im Laute dieses Jahrzehnts gewaltıige
Inzwischen tehlt dem Staat die notwendıge tinanzıelle Aufgaben bewältigen, ohne dafß heute bereıts erkennbar
Manövriıermasse, auf Konjunktureinbrüche und eine wäre, Ww1€e die tinanzıelle Absıcherung gemeılstert werden
steıgende Arbeıitslosigkeit reaglıeren können. Dazu NUu  j soll Eın Beispiel 1St das vielgepriesene sozıale Netz Das
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Bundesverfassungsgericht hat VOT einıgen Jahren den schen Staatseinnahmen un Staatsausgaben, zwıschen der
Bund verpflichtet, bıs 984 die Gleichstellung VO  —_ Mannn Verpflichtung des Bundes für dıe Bürger un: gegenüber
un Trau ın der Hınterbliebenenversorgung siıcherzustel- den Partnern 1Ns rechte Lot bringen. wWwar 1St 65 rich-
len Bereıts heute 1St erkennbar, dafß dies ohne finanzielle tg, dafß die Sozıalausgaben iın ihrer Gesamtheit selıt e1nl-
Mehrbelastungen der Rentenversicherungsträger nıcht SCH Jahren den Verteidigungsetat überflügelt haben ber
möglich se1ın wird. War sınd die Kassen der Rentenver- es kann nıcht 1im Selbstverständnis der Bundesrepublık
siıcherungsträger 1m Augenblick gut dotiert. och dies Deutschland lıegen, der Verteidigung Jahr für Jahr Mehr-
wırd sıch in einıgen Jahren ändern, wenn sıch der Gebur- ausgaben in Rekordhöhe zuzubillıgen, beı anderen Le1-
tenrückgang Zzu Ende der sechziger und Anfang der sıeb- stungsbereichen aber unangebrachten Ge17z den Tag
zıger Jahre durch die sinkende Zahl der Beitragszahler legen.
drastisch bemerkbar macht. Getordert ISt der Bund, der Das strukturelle Defizit, in das der gesamtTeE Staat geraten
die Lücken tüllen mudfß, denn die sogenannte x4er Retform ISt, ertordert sicherlich auch, dafß der einzelne Bürger
wırd nach übereinstimmender Meınung der Sozıalpolitı- seine Anforderungen das Gemeinwesen zurück-
ker aufkommensneutral nıcht finanzıeren se1in. Hinzu schraubt: nıcht weıl der Staat schlecht gewiırtschaftet hat
kommt, da{fß zu Ende dieses Jahrzehnts in den Renten- arüber wırd INa  —_ streıten können sondern weıl die —_

kassen die Löcher größer werden. Wıll der Staat Mehrbe- kennbare wirtschafrtliche Entwicklung dazu ZWINgt. Zu5
lastungen der Arbeitnehmer un der Arbeitgeber ın Oorm wachsraten VON bıs oder gar über zehn Prozent beım
SÖöherer Beiträge vermeiden, mu entweder dıe Rent- Wirtschaftswachstum, wı1ıe S$1eE VOT Jahren noch üblıch -
ner ZUur Kasse bitten oder seiıne Zuschüsse erhöhen. Ange- ren, sınd in diesem Jahrhundert nıcht mehr
sıchts der gewaltigen Staatsverschuldung dürfte die letzte (semessen den sechziger Jahren erweılst sıch das Wırt-
Möglıichkeıit aus heutiger Sıcht ausscheiden. schaftswachstum eher bescheiden. Da aber die gesetzlich

vorgeschriebenen Aufgaben des Staates ständıg weıterDıie Staatsfinanzen und insbesondere die des Bundes le1ı-
den eiınem strukturellen Dehfizit, das heute mıiıt Blıck wachsen, ergıbt sıch ZWangsSwelse eın Finanzierungsdefi-

Z1It, das geschlossen werden MUuauf die sechziger Jahre beseıitigt werden muß, eınen f1-
nanzıellen Kollaps vermeıden. Das Kreditgebahren des
Staates tührt zwangsweılse tfinanzıellen ngpässen, die
65 gerade der Wıirtschaftt zu Beıispıel unmöglıch machen, Überprüfung staat iqher Leistungen
Gelder tfür notwendıge Investitionen Kapıtalmarkt Eın Blick auftf dıe Staatsfinanzen: Im Jahre 980 haben dervertretbaren Kondıitionen beschatten. Gleiches gılt Bund, die Länder un dıe Gemeıinden SOWIle die Soz1ialver-und dies 1St iıne Binsenweıiısheit tür den Bürger, der sıcherung gut 700 Mılhlarden Mark ausgegeben. Davonder bereıt noch imstande ISt; zweıstellıge Zinsraten Zzu enttielen zu Beıspıel für reine Staatszwecke 400 Miıllıar-auf eınes Fernsehers oder über 30 Jahre hinweg ZU den Mark Gemeint sınd die Aufiwendungen für dıeBau eınes Hauses Z verkratten. Staatsdiener mıt über 160 Mıllıarden Mark, dieN-
7Zu diesem strukturellen Haushaltsdetizit gehört sıcher- ten Sachaufwendungen mıt knappen 140 Miılliarden Mark
lıch eın Bereich, der be1 den Politikern aller vier 1mM Bun- un: dıe Investitionen mıt tast Miılliarden Mark und
destag Ve  en Parteıen bisher als tabu galt, nämlıch eben auch die für den Staat w1e für den Bürger leıdiıgen
die Verteidigung. ast WwW1€e iıne magische Formel wırd die Zinsen. Von den Steuereinnahmen den Bürger zurück-
3-Prozent-Forderung der ATO auf den Schild geho- geflossen sınd knappe 240 Miılharden Mark Dıie Renten-
ben, die Forderung des westlichen Verteidigungsbündnıis- versicherungen der Angestellten un Arbeıter zahlten
5C5S, da{fß jedes Mitglied alljährlich seıne Verteidigungsaus- knappe 150 Miıllıarden Mark, die Altersversorgung $1-
gaben real, das heißt abzüglıch der Preissteigerungsrate, cherzustellen. An Kıindergeld eıstet der Staat inzwischen

drei Prozent erhöhen soll Beı eıner Preissteigerungs- 17 Miıllıarden Mark Dıie Arbeitslosenunterstützung
rate VO  — knapp sechs Prozent, WI1IE S$1C 981 tür die Bun- „kostet” Milliarden Mark, und die Pensionen VEeI-

desrepublik erwarten ISt, müssen alleın die Verteidi- schlingen weıtere A Milliarden Mark Hınzu kommen
gungsausgaben acht bıs MNMECUN Prozent erhöht werden. wichtige un: soz1ıal notwendıge Positionen WwWI1IEe die Sozıal-
war g1ıbt keine bındende Zusage deutscher Politiker, hılfe, die Gewährung VO  — Sparprämien und Bausparprä-
dieses NATO-Ziel erfüllen, aber INa  - fühlt sıch VOI- mıen Z  —_ Vermögensbildung. Und dann g1ıbt eine drıtte
pflichtet un deckt diese Forderung ungewollt Z Be1- Posıtion mMiı1ıt 76 Miılliarden Mark, nämlıch die Leistungen
spiel durch eine finanzıelle Mißwirtschaft beı der Be- des Staates tür dıe Wirtschaftt in Form VO  —_ Investitionszu-
schaffung Waffensysteme. lagen, Subventionen und eben Hılfestellungen tür be-
Miıt Abstand nıcht ähnlıch engagıert zeıgt INa  —_ sıch beı e1- treundete Länder wıe die Türkei oder Polen, deren wiırt-
nNer anderen internatiıonalen Forderung, nämlich der der schaftliche Verhältnisse ine weltweıte Hıltsaktion NOL-
Vereinten Natıonen, wonach alljährlich die Industriena- wendig machen, eıne Hılfsaktion, der sıch dıe Bundes-
tiıonen Ü, Prozent ıhres Bruttosozialproduktes für die Fat- republık Deutschland 4U S den verschiedensten Gründen
wicklungshilfe bereitstellen sollten. Eıne Beschneidung des ın vorderster Posıtion beteılıgt.
Verteidigungshaushaltes ISt aber unumgänglıch, 1Im Angesıichts dieser zahlreichen Verpflichtungen wırd
Haushalt des Bundes wieder die richtige Relatıon Z7W1- nıcht ausbleiben können, da{fß der Staat Prioritaten 9



386 Entwicklungen
Wenn die Staatsverschuldung nıcht In ungeahnte H- schaftshıilfen, NUur dafß dieses (sesetz finanzpolitisch den
hen ausufern und damıt tatsächlich die Geftahr einer Staat aum entlastet hat Die eigentlichen „Gewinne“
Überverschuldung herautbeschwören möchte. Das be- macht der Bund 1m Rahmen dieses (Gesetzes durch iıne
deutet nıchts anderes, als dafß der Staat 1ıne gezieltere In- Erhöhung der sogenannten Postablieferung, also eıiner
teressenabwägung betreiben MUu Es gıbt unabdıngbare 1N- größeren Gewinnabführung des Telefons die Staats-
ternatiıonale Verpflichtungen tür Europa, 1n weıt umstrit- kasse. ach heutigen Berechnungen wırd sıch aber alleın
tenerem Mafie tür die NATO, für die Länder der Drıtten das Defizit des Bundes, auch Wenn gelıngt, dıe Schul-
Welr und eben tür Partner WI1E die Türke!ı als wichtige denautnahme 1m Jahre 982 auf die vorgegebene Grenze
Flanke des westlichen Bündnisses un zu Beıspıel auch VO  - 26 Miılliarden Mark zurückzuführen, 1m Jahre 983
tür Polen Die Leistungsanforderungen ın diesen Bere1- EeErnNeEeut auf über 30 Mıllıarden Mark erhöhen. Dazu Lra-
chen steıgen weıter, ebenso WI1IE die Sozialverpflichtungen BCH schon die SoOgenannten Rısiıken beı, WI1eE die steigenden
des Staates. Er wırd also ohne eınen Kollaps riskieren Belastungen, hervorgerufen durch die Europäische Ge-
dürfen tatsächlich un nıcht UTr verbal dıe Lasten, be- meınschaft un deren Agrarpolitik, dıe andauernde
dingt durch die Eınschränkung staatliıcher Leistungen, Hochzinsphase, die den Bund zusätzliche Miılharden
gleichmäßıig verteılen müssen. Dıes wırd sıch alleın durch kostet und auch die steigenden iınternationalen Anforderun-
die viel zıtlerte Beschneidung VO  - Wildwuchs z 1m SCH, denen sıch die Bundesrepublık nıcht entziehen annn
sozıalen System nıcht bewältigen lassen. Obwohl, ZUBC- Die Einschnitte Staatshaushalt, und dies gılt nıcht NUu  j

gebenermaßen, die Gelegenheıt noch nıe günstıg War für den Bund, der hıer exemplarısch aufgezeigt wurde,
WI1IeE Jetzt, iıne Reihe VO Mifßständen beseıtigen, ohne sondern auch für die anderen Gebietskörperschaften, de-
die Krıtik der vermeıntlıch Betroffenen allzu lautstark Tren Anspruchsdenken eher gestiegen denn gesunken ISt,
werden lassen. dürten also nıcht für eınen zeıtlıch befristeten Zeıiıtraum

gelten, sondern mussen Zwangsweılse Wırkungen für dieDiıese notwendıge Bereinigung ZUr Sanıerung der Staatsfi- Zukunft haben
anzen ertordert also ıne Überprüfung staatlicher Leıstun- Nur wenıge Experten 1n der Bundesrepublık bestreiten
gn Im natıonalen Bereich bedeutet dıes, annn der Staat
allen seınen Verpflichtungen heute tatsächlich noch nach- heute die Notwendigkeıt hoher Zinsen ZUr Bekämpfung

der Inflation. Dıiese hohen Zinsen aber führen beım Staatkommen? Ist gerechtfertigt, den Staatsdienern ıne —

hezu kostenlose Altersversorgung anzubieten, gleichze1- Einnahmeauställen, nıcht nNu  —_ weıl der Staat selbst be-
achtliche Zinsen für seıne Schulden zahlen hat, SON-Ug aber aus Gründen eıner defizitären Finanzpolıitik den ern weıl, Ww1e€e der Baubereich zeıgt, Investitionen ausble1-Arbeitnehmern un den Unternehmern der gewerblichen ben, die dem Staat Steuergelder erbringen; un: INan-Wırtschaft zusätzliche Lasten für die Sıcherstellung ihrer gelnde Steuergelder verhindern, daß der Staat mıt finan-Altersversorgung aufzuerlegen? Dazu gehören aber auch zıellen Anreızen brachliegenden Investitionsbereichenvermeiıntlich finanzpolitisch uneffiziente Bereiche W1€e die Arme greıift. Diıesen notwendıgen tinanzıellenEnergieberatung. Da gibt der Staat jJährlich einıge Miıllio-

NCN Mark aus, dem Bundesbürger klarzumachen, dafß Spielraum muß sıch der Staat aber wıeder beschaften, l
glaubhaft leiben. Und dies bedeutet in erster Linıe dieEnergıe LeUrer geworden 1st und SParcn mu{fß

Bürokratien werden aufgebaut. Welch eın Unsınn! Staatsschulden abzubauen, deren Folgen, nämlıich 1NS$
un: Tilgung, den Staat ‚.War nıcht Zu Konkurs, aber

Dıie Dramatık der Staatsverschuldung und gleichzeıitig doch Zur Handlungsunfähigkeıit verurteılen. Dıies bedeu-
der Zwang einem beachtlichen Kurswechsel wırd tet aber auch, dafß künftig die Bundesbürger als Arbeit-
durch die vorhersehbare Entwicklung noch deutlicher. nehmer und Unternehmer wenıger staatlıche Leistungen
Bereıts um Anfang des Jahres 981 sah sıch der Bund sC für hre Steuerzahler erwarten dürten. Es gılt, das An-
ZWUNgCNH, eın ErSties Subventionsabbaugesetz vorzulegen. spruchsdenken zurückzuschrauben und die sozıalen La-
Dıie Sparprämıie wurde gestrichen, ine Prämıie, dıe als An- sten gleichmäßig verteılen. ıne Aufgabe, deren Be-
re1lz tür dıe Soß  en Nıedrigverdiener galt, eld auf wältigung der Staat wiırd, aber auch der Bürger.
dıe hohe Kante legen. Gestrichen wurden auch Wırt- Peter J. Velte

Keın polıtischer Bergrutsch
Frankreich unter Mitterrand
Es bedarf vielleicht jeweıls eınes Schocks, in der wen1l1- wicklung Europas verwirklıichte. 944/45 konnte 1im Zuge
SCI konservatıven als gruppenegoistisch Orlentierten fran- der Befreiung des Landes mıt Eınsatz der Wiıderstandsbe-
zösıschen Gesellschaft einıge sıch autzwingende Refor- WESUNg de Gaulle ıne weıtreichende Modernisie-
INen durchzusetzen. 936 WAar 6S die Volksfrontregierung rung des französischen Wırtschaftssystems eingeleıtet
eon Blums, die Frankreichs Anschlufß die sozıale Ent- werden. 95% brachte die ın den schweren Wehen des AL


